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ZEITGESPRACH

Probleme der 80er Jahre

Anfang Mai wurde vom HWWA-Institut für Wirtschaftsforschung-Hamburg das II. Internationale Sympo­
sium über „New Problems of Advanced Societies“ abgehalten. Die ersten Referate, die wir in 
gekürzter Form bringen, standen unter dem Thema „Basic Political, Economic and Social Problems 
of the 1980’s“ . Willis W. Harman, Stanford, weist auf die Übergangsprobleme zu einer post-industriellen 
Gesellschaft hin. Prof. Cazes, Paris, geht auf die besonders in Frankreich intensiv diskutierten Über­
legungen ein, daß Europa sich aus der überkommenen internationalen Arbeitsteilung mit Dominanz 
der USA zugunsten eines europäischen bzw. europäisch-mittelmeerländischen Modells lösen sollte. 
Prof. Murakami schließlich schildert die japanischen Probleme vor dem Hintergrund relativ abnehmen­
den Wachstums.

W illis W. Harman

Wachstum, Niedergang oder Metamorphose?

Die wesentlichen gesell­
schaftspolitischen Probleme 

der 80er Jahre können auf fünf 
grundlegende Versäumnisse zu­
rückgeführt werden, unter die 
die meisten anderen Probleme 
eingruppiert werden können. Zu 
diesen Versäumnissen gehören:

□  die Bewohnbarkeit unseres 
Planeten zu erhalten und weiter­
zuentwickeln;

□  jedem Menschen die Chance 
zu geben, für die Gesellschaft 
etwas zu leisten und dafür von 
ihr anerkannt zu werden;

□  ein gesellschaftspolitisch ver­
antwortliches Management für 
die Entwicklung und Anwendung 
neuer Technologien heranzubil­
den;

□  eine gerechtere Verteilung 
von Macht und Wohlstand her­
beizuführen; und

□  Ziele zu setzen, die in höch­
stem Maße die Loyalität und das 
Verantwortungsbewußtsein der 
Staatsbürger gewinnen.

Das Versäumnis, die Bewohn­
barkeit der Erde zu erhalten 
bzw. weiterzuentwickeln, kann 
konzeptionell dahingehend in­
terpretiert werden, daß gleich­
zeitig weltweit eine Erschöpfung

G der fossilen Brennstoffe und 
anderer „wesentlicher“ Ener­
giequellen,

□  der mineralischen und nicht­
mineralischen Ressourcen,

□  des Frischwassers,

□  des bebaubaren Bodens und 
bewohnbaren Raums,

G der Kapazität der natürlichen 
Umwelt, Abfälle zu absorbieren,

G der Widerstandsfähigkeit der 
lebenserhaltenden ökologischen 
Systeme der Erde in Aussicht 
steht.

Die Ära nach dem Zweiten 
Weltkrieg war von einem nie 
dagewesenen Wachstum in der 
gesamten industriellen Welt ge­
kennzeichnet. Erstaunlicher­
weise stieg aber die Pro-Kopf- 
Produktion von Grundstoffen 
während dieses Zeitraums nur 
unwesentlich an. Was sich än­
derte, waren die produzierten 
Güterarten und die Art der pro­
duktiven Technologien.
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Die technologischen Verände­
rungen auf den amerikanischen 
Farmen sind in dieser Hinsicht 
ein Beispiel für eine Entwicklung 
mit großen sozial- und umwelt­
politischen Auswirkungen. Vor 
diesen Veränderungen durch 
moderne Technologien war eine 
Farm ganz einfach ein Ort, wo 
gewisse biologische Aktivitäten 
stattfanden. Erntefrüchte ent­
nahmen dem Boden Nährstoffe 
organischer Natur. Die organi­
schen Bestandteile des Bodens 
wurden erhalten, indem man 
pflanzliche und tierische Abfälle 
dem Boden zurückgab und der 
In der Luft enthaltene Stickstoff 
auf natürliche Weise zu einer 
nutzbaren organischen Substanz 
umgewandelt wurde. Die ökolo­
gischen Zyklen neigten zu einem 
Gleichgewicht, und bei einiger 
Sorgfalt konnte die Fruchtbar­
keit des Bodens ständig erhal­
ten werden.

Im Gegensatz hierzu ist die 
moderne Agrarwirtschaft so in­
tensiv, daß sie den natürlichen 
Vorrat an organischen Nährstof­
fen erschöpft. Daher werden zu­
nehmend anorganische Dünge­
mittel verwendet, deren Aus­
schwemmung die Wasserversor­
gung beeinträchtigt. Die weite 
Anwendung von Pflanzenschutz­
mitteln und genetisch gesteuerte 
Pflanzensorten verändern dra­
stisch die natürliche Ökologie. 
Betrachtet man schließlich den 
gesamten Nahrungsmittelpro­
duktionszyklus —  von Bodenbe­
arbeitung, Bepflanzung, Kultivie­
rung und Ernten über Abtrans­
port, Bearbeitung, Verpackung, 
Verteilung und endgültige Zu­
bereitung —  werden viel mehr 
fossile Brennstoffe als Sonnen­
energie (für die Photosynthese) 
für unsere Nahrung verbraucht. 
Deshalb könnte sich der Trend 
zur weiteren Industrialisierung 
der Landwirtschaft als weniger 
rational als bisher angenommen 
herausstellen.

Ein weiteres Kennzeichen der 
Nachkriegstechnologie ist die 
fortschreitende Substitution von

natürlichen Stoffen durch von 
der Natur nur relativ schwer ab­
baubare synthetische Stoffe und 
von weniger energieintensiven 
Stoffen durch solche mit hohen 
Energiekosten. Das Nachkriegs­
wachstum ist weiterhin von ei­
nem ständig wachsenden Pro- 
Kopf-Energieverbrauch gekenn­
zeichnet. Die Substitution 
menschlicher Arbeit durch an­
dere Energieformen und ihre 
Nutzung für neue Güter und 
Dienstleistungen sind zwar 
Kennzeichen für die gesamte in­
dustrielle Ära, in den letzten 
Jahrzehnten hat jedoch die 
schnelle Zunahme des Energie­
verbrauchs eine besondere Be­
deutung gewonnen. Trotz vieler 
Worte über vielversprechende 
neue Energiequellen Ist die lang­
fristige Lösung des Energiever­
sorgungsproblems der USA z. B. 
sehr unsicher, besonders bei 
flüssigen Brennstoffen. Kurzfri­
stig werden die Kämpfe um das

Die Autoren
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Energie-Umwelt-„Trade-off“ er­
bitterter werden und zu schwer­
wiegenden Verzögerungen bei 

Energieversorgungsprojekten 
führen.

Die zahlreichen und intensiven 
Wechselwirkungen und gegen­
seitigen Abhängigkeiten dieser 
Bereiche zwingen uns dazu, sie 
als eine Gesamtheit und nicht 
isoliert zu betrachten. Das Pro­
blem liegt nicht darin, daß ein 
kritischer Mangel in einem be­
stimmten Bereich unmittelbar 
droht; selbst wenn das der Fall 
wäre, würden Substitutionsmög­
lichkeiten einen Ausweg bieten, 
Die Schwierigkeit liegt darin, daß 
alle diese interdependenten Fak­
toren weltweit bestimmten Gren­
zen unterliegen und frühere Lö­
sungen von Knappheitserschei­
nungen —  geographische Ex­
pansion und technologische Ent­
wicklung —  In Zukunft keine 
gleichartige Entlastung verspre­
chen.

Trend
zu höherer Arbeitslosigkeit

Das zweite der genannten Ver­
säumnisse besteht in unserer 
Unfähigkeit, jedem Menschen 
die Chance zu geben, etwas für 
die Gesellschaft zu leisten und 
dafür von ihr anerkannt zu wer­
den. Hierzu gehört mehr als eine 
vernünftige Vollbeschäftigung 
Daß unsere Gesellschaftsstruk­
tur eine ständig wachsende Zahl 
von Menschen als „überflüssig“ 
hinstellt, ist das Hauptproblem. 
Sie werden für die Produktion 
nicht gebraucht; und sie sind 
daher im industriellen Denken 
Außenseiter und unbrauchbar.

In seinem Buch prognosti­
zierte Donald Michael schon An­
fang der 60er Jahre, daß die 
Knappheit von Arbeitsfunktionen 
zukünftig ein Kernproblem dar­
stellen würde1). Einige Jahre 
lang schien es so, als ob diese 
Warnung nur ein blinder Alarm 
sei und neue Technologien mehl

')  Vgl. D onald M i c h a e l :  Cybernation 
The S ilen t Concquest, Santa Barbara: Cen­
te r fo r the Study of Dem ocratic Institutions 
1962.
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Arbeitsplätze schaffen als ver­
nichten würden. Aber die neuen 
durch Umweltverschmutzung 
und Ressourcenknappheit ge­
schaffenen Bedingungen änder­
ten dies. Die Produktion kann 
nicht unbegrenzt wachsen, über­
flüssige Menschen können nicht 
durch eine ständig expandie­
rende Produktion mit Arbeits­
plätzen versorgt werden. Ob­
wohl die Technologie in der 
Lage ist, dem Menschen lästige 
Routinearbeiten abzunehmen, 
hat sie ihm zudem ironischer­
weise auch das Privileg genom­
men, eine seinen Geist formende 
und ihn zufriedenstellende Ar­
beit zu leisten.

Die Furcht vor einer Arbeits­
platzvernichtung durch fort­
schreitende Technologien ist 
keineswegs eine neue Erschei­
nung. Grundsätzlich bewirkte 
der Druck industrieller und tech­
nologischer Entwicklungen 
schon in den vergangenen 200 
Jahren eine Substitution mensch­
licher Arbeit durch Maschinen 
und vernichtete damit Arbeits­
plätze. Da man jedoch ständig 
neue Produkte und Dienstlei­
stungen einführte, wurden neue 
Arbeitsplätze geschaffen, wäh­
rend alte verschwanden. Jetzt 
stoßen wir jedoch im Hinblick 
auf Umweltfragen und Ressour­
cen auf Grenzen, die uns in die 
entgegengesetzte Richtung, zu 
Konservierung und Sparsamkeit, 
zwingen. Aus diesem Zusam­
menprall widerstreitender Kräfte 
resultieren zunehmend unerträg­
liche „Trade-offs“ . Obwohl es 
für einige Zeit möglich war, die­
sen Trend zu höherer Arbeits­
losigkeit zu verschleiern, wird 
das Problem „überflüssiger 
Menschen“ immer schwerwie­
gender, je mehr sich die Gesell­
schaft industrialisiert.

Psychologische Folgen

Und Arbeitslosigkeit ist offen­
sichtlich nicht allein ein ökono­
misches Problem. In einer mo­
dernen Gesellschaft, in der die 
Produktivität eines Menschen

von seiner Position in einem 
produktiven Organismus her­
rührt, ist er ohne diesen unpro­
duktiv und erfolglos. Arbeits­
losigkeit und Unterbeschäftigung 
gefährden Bürgersinn und 
Selbstrespekt. Wohlfahrts- oder 
Einkommenssicherung oder der­
gleichen können dieses Problem 
nicht lösen, da die psychologi­
schen Folgen der Arbeitslosig­
keit unberücksichtigt bleiben.

Ein Blick in die Zukunft ist we­
nig ermutigend. Die Arbeitskräfte 
von morgen werden besser ge­
bildet sein und höhere Anforde­
rungen in Form von interessan­
ten und sinnvollen Arbeitsplät­
zen stellen, die ihr Bedürfnis 
nach Herausforderung, Weiter­
entwicklung und Selbstverwirk­
lichung befriedigen. Viele wer­
den unzufrieden werden, da zu 
wenige derartige Arbeitsplätze 
verfügbar sein werden. Diese 
Probleme scheinen in der Struk­
tur technologisch fortgeschritte­
ner Gesellschaften tief verwur­
zelt zu sein. Obwohl die aktuel­
leren Infiations- und Arbeits­
losigkeitsprobleme die grund­
legendere Unzufriedenheit der 
Arbeitskräfte aus den Schlag­
zeilen verdrängen, wird dieses 
Problem zwangsläufig in abseh­
barer Zeit zu einer der wichtig­
sten Sorgen der entwickelten 
Gesellschaften werden.

Um international wettbewerbs­
fähig zu bleiben und um diese 
neuen Arbeitsplätze zu schaffen, 
sind Regierung und Wirtschaft 
zu weiteren Produktivitätsstei­
gerungen gezwungen. Das er­
fordert einen höheren Energie­
verbrauch (der weitere Umwelt­
schädigung und Ressourcener­
schöpfung mit sich bringt) und 
zunehmende Automation. Offen­
sichtlich führt aber dieser Weg 
nicht zu einer Lösung des Dilem­
mas, sondern zu einer Problem­
verschärfung.

Das nächste fundamentale 
Versäumnis ist unser Unvermö­
gen, ein gesellschaftspolitisch 
verantwortliches Management 
für die Entwicklung und Anwen­

dung neuer Technologien heran­
zubilden. Vor nur wenigen Jah­
ren schien technologischer Fort­
schritt fast ein Synonym für „Zi­
vilisation“ zu sein. Allgemein 
wurde technologischer Wandel 
als ein wesentliches Element 
wirtschaftlicher Entwicklung be­
trachtet. Wirtschaftswachstum 
hängt von Produktivitätsgewin­
nen ab, die anscheinend nur 
durch neues Wissen und neue 
Technologien erzielt werden 
können.

Pathogener 
technologischer Imperativ

Etwas plötzlich, im letzten 
Drittel dieses Jahrhunderts, trat 
eine Ernüchterung gegenüber 
dem ungehemmten Einsatz von 
Technologien ein; die Menschen 
forderten mehr Zurückhaltung 
und soziale Verantwortung. Wäh­
rend früher technischer Fort­
schritt für eine unwiderstehliche 
Kraft gehalten wurde, die unbe- 
zweifelbare Vorteile und sozia­
len Fortschritt mit sich brachte, 
schien nun eine neue Alternative 
möglich —  die Ablehnung von 
Technologien wegen ihrer uner­
wünschten sozialen Folgen. 
Viele soziale Probleme werden 
nun als ein direktes Ergebnis 
des „technologischen Impera­
tivs“ angesehen, nach dem eine 
Technologie, wenn sie für ein 
Individuum oder eine Gesell­
schaft profitabel war oder die 
Kriegstüchtigkeit des Staates 
förderte, entwickelt und ange­
wendet werden sollte. Dies führ­
te dazu, daß negative Effekte der 
Technologie —  Verschmutzung 
von Flüssen, Gefährdung von 
Tierarten, Sicherheitsrisiken, un­
erwünschte soziale Auswirkun­
gen, Rüstungswettlauf —  ein un­
erträgliches Niveau erreichten, 
ehe ernstzunehmende Versuche, 
die Situation zu korrigieren, un­
ternommen wurden.

Mit Hilfe von Wissenschaft und 
Technologie haben fortgeschrit­
tene Gesellschaften schon jetzt 
oder doch bald die Macht,

□  unbegrenzt unsere physische
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Umwelt sowie die Pflanzen- und 
Tierwelt zu verändern;

□  unbegrenzt die physischen 
Eigenschaften menschlicher Kör­
per und die Evolution der 
menschlichen Rasse durch bio­
logische und genetische Mani­
pulation zu modifizieren;

□  die soziale und psychologi­
sche Umwelt der Menschheit, 
einschließlich der geistigen und 
emotionellen Eigenschaften der 
Menschen, drastisch zu verwan­
deln;

□  mit Massenvernichtungswaf- 
fen große Teile der mensch­
lichen Rasse auszurotten und 
weite Gebiete zu zerstören;

□  auf vielerlei andere Arten die 
Welt, die sie der nächsten Gene­
ration übergeben, entscheidend 
zu verändern.

Diese Kräfte sind so schreck­
lich und ungeheuerlich, daß sie 
offensichtlich gelenkt, kanalisiert 
und kontrolliert werden müssen. 
Die seit langem dem technolo­
gisch-industriellen Vorwärts­
drang inhärente Prämisse, daß 
jede entwickelbare Technologie 
auch angewendet werden sollte 
—  der „technologische Impera­
tiv “ — , erweist sich nun letztlich 
als pathogen.

Gegenwärtige Versuche, die­
ses Problem durch Anwendung 
einer Technologiebewertung zu 
lösen, stoßen auf wenigstens 
zwei Schwierigkeiten. Erstens, 
selbst wenn eine kompetente 
Bewertung erstellt wird, miß­
traut ihr die Öffentlichkeit häu­
fig. Zweitens entsteht ein noch 
fundamentaleres Dilemma im 
Hinblick auf Technologiekontrol­
len, weil nicht klar ist, ob mehr 
Kontrolle neuer Technologien 
möglich ist (z. B. wer könnte 
welche Technologien mit wel­
chen zukünftigen Wirkungen auf 
die Gesellschaft entwickeln und 
anwenden), ohne ernstlich fun­
damentale Aspekte der privaten 
Wirtschaft und unserer demokra­
tischen Gesellschaft zu gefähr­
den.

Viertens versäumen wir als 
fortgeschrittene industrielle 
Staaten, eine gerechtere Vertei­
lung von Macht und Wohlstand 
sowohl innerhalb als auch zwi­
schen den Staaten herbeizufüh­
ren. Grundsätzlich beinhaltet 
jede nur denkbare Gesellschafts­
form eine Labilität der Machtver­
hältnisse. Diejenigen, die Wis­
sen, physische, politische oder 
wirtschaftliche Macht besitzen, 
sind in der Lage, noch mehr zu 
gewinnen, während die Unwis­
senden oder Machtlosen gerin­
gere Chancen dazu haben. Weil 
dieses Ungleichgewicht letztlich 
die Gesellschaftsstruktur zerstö­
ren kann, mußte jede stabile 
Gesellschaft ein Gegenmittel fin­
den. Hierzu gehört auch irgend­
eine Form legitimen Zwanges. 
In jedem Falle verhindert eine 
Art Mechanismus die Tendenz 
der Macht, sich unbegrenzt zu 
vermehren.

In modernen industriellen De­
mokratien wird diese Tendenz 
durch Maßnahmen zur Förde­
rung der Chancengleichheit und 
sozialökonomischen Mobilität, 
verstärkt durch mannigfache 
Kontrollmaßnahmen, in Schach 
gehalten. Aber diese Mechanis­
men reichen für eine gerechtere 
Güterverteilung nicht aus.

Noch schwerwiegender ist, 
daß die fortgeschrittenen Indu­
striestaaten kein Mittel für eine 
gerechtere Verteilung der globa­
len Ressourcen zwischen Indu­
strie- und Entwicklungsländern 
fanden. Der Keim eines weltwei­
ten Konfliktes liegt in der enor­
men und noch wachsenden Un­
gleichheit zwischen reichen und 
armen Völkern.

Mangel
an Verantwortungsbewußtsein

Das letzte fundamentale Ver­
säumnis ist der Mangel an Ziel­
setzungen, die in höchstem Maße 
die Loyalität und das Verantwor­
tungsbewußtsein der Staatsbür­
ger gewinnen. Hieraus ergeben 
sich Entfremdungsprozesse bei 
Jugendlichen, Frauen und Mino­

ritäten, zunehmender Mangel an 
Vertrauen in die Institutionen, 
wachsender Drogenmißbrauch, 
Geisteskrankheiten, Verbrechen 
und Selbstmorde.

Jede Gesellschaft hat ihre 
Leitgedanken, Zielsetzungen, 
die ihre Bürger verstehen und 
unterstützen und die ihren ge­
sellschaftlichen Bindungen einen 
Sinn geben —  ein „zentrales 
Ziel“ nach der Formulierung des 
amerikanischen Soziologen 
Amatai Etzioni. Das die indu­
strielle Ära beherrschende Ziel 
war materieller, besonders tech­
nologischer Fortschritt. Jahr­
zehntelang dachte z. B. Amerika 
über die Zukunft äußerst positiv 
und erwartete ständigen und un­
vermeidlichen materiellen Fort­
schritt.

Aber dieses Zukunftsbild hat 
sich überlebt. Materieller Fort­
schritt, das zentrale Ziel der in­
dustriellen Gesellschaft, führte 
zu Umweltverschmutzung, Ener­
giemangel und den Problemen 
eines unkontrollierten Wachs­
tums. Überfluß und Muße wur­
den zwar gewonnen, wurden 
aber von anhaltender Arbeits­
losigkeit und Unzufriedenheit 
der Arbeiter begleitet. Die Er­
wartung technologischer Wun­
der wich den Problemen einer 
kontrollierten Technologie. Der 
steigende Lebensstandard wur­
de zur Zurschaustellung der 
wohlgenährten Wenigen und 
hungernden Vielen.

Zweifel am Paradigma des 
Industriezeitalters

Wir alle sind uns seit langem 
dieser Probleme bewußt. Und 
wir wissen auch, daß direkte 
Maßnahmen zu ihrer Lösung im 
großen und ganzen erfolglos 
waren und oft unerwartete und 
unerwünschte Folgen hatten. Die 
Gründe für diese Fehlschläge 
könnten systemimmanent sein. 
Die Probleme scheinen Symp­
tome zugrundeliegender Bedin­
gungen zu sein, die fundamen­
taler und schwieriger Natur sind. 
Wenn sich die Behandlung auf
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die Beseitigung eines Symptoms 
konzentrierte, verschlimmerte 
sie oft ein anderes. Dement­
sprechend ist es kein Zufall, daß 
geplante soziale Maßnahmen 
Resultate brachten, die genau 
das Gegenteil von dem waren, 
was ihre wohlmeinenden Ur­
heber beabsichtigten.

Alle diese Beobachtungen 
deuten darauf hin, daß es eine 
zweite Ebene gibt, von der aus 
man das Übel der Gesellschaft 
betrachten muß. Dementspre­
chend argumentieren einige 
Analytiker, daß die liberalen 
Programme der 60er Jahre für 
die Problembewältigung in sich 
brüchig sind —  daß das Elend 
der Armen, die Gewalttaten der 
sozial Benachteiligten, die Ver­
schwendung natürlicher Res­
sourcen und die Verwüstung der 
Umwelt nur durch eine grund­

legende strukturelle Reform der 
Gesellschaft selber gemildert 
werden können. Nach diesen 
Analytikern sind die Probleme 
der Gesellschaft auf der Ebene 
ihrer grundlegenden Institutio­
nen zu finden, ihrer inhärenten 
Verteilung von wirtschaftlicher 
und politischer Macht und bei 
den gesellschaftlichen Rollen, 
die man die Menschen zu spie­
len lehrte. Sie argumentieren, 
daß lebensfähige Lösungen an 
diesen fundamentalen Ebenen 
ansetzen müssen.

Eine weitere Gruppe von Ana­
lytikern sieht die endgültige Pro­
blemlösung in einer noch grund­
sätzlicheren Transformation der 
Gesellschaft. Nach ihnen gibt es 
eine dritte noch fundamentalere 
Ebene für die Betrachtung der 
gesellschaftlichen Probleme — 
unterhalb der Ebenen der Institu­

tionen und des Rollenverständ­
nisses. Zu dieser Ebene gehören 
die grundlegendsten Annahmen, 
Haltungen und Werte, an denen 
sich die Menschen orientieren 
und die in der Kultur institutio­
nalisiert sind. Wenn dieser Teil 
der gesellschaftlichen Struktur 
nicht mehr mit der Realität über­
einstimmt und damit zu Bedin­
gungen führt, die für die Gesell­
schaft nach ihren eigenen Maß­
stäben unerträglich sind, dann 
droht eine fundamentale Krise, 
in einem solchen Fall scheint 
eine schwierige und gründliche 
Transmutation der einzige Weg, 
durch den die komplizierten, 
engmaschig verwobenen gesell­
schaftlichen Probleme zufrieden­
stellend gelöst werden können.

Für eine weitere Sondierung 
des Begriffs einer fundamenta­
len Transformation der Gesell-

Warum es
überdurchschnittliche 

Autos geben muß.
Die S-Klasse von Mercedes-Benz.

Autofahrer sind im Schnitt 
14.500 km pro Jahr unterwegs. 

Mercedesfahrer fast das Doppelte.
Sie brauchen daher 

überdurchschnittlich viel Komfort,
Sicherheit und Perfektion.

Also kommt für sie ein durchschnittliches 
Auto kaum in Betracht.

Mercedes-Benz. Ihr guter Stern auf allen Straßen.
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schaft ist die Einführung des 
Terminus „dominierendes Para­
digma“ von Nutzen. Ursprüng­
lich einfach ein Synonym für 
„Muster“ oder „Modell“ hat das 
Wort „Paradigma“ eine speziel­
lere Bedeutung angenommen, 
seit T. S. Kuhn es verwendete.2) 
Danach wenden wir den Termi­
nus „dominierendes Paradigma“ 
dann an, wenn wir uns auf die 
Grundlagen des Wahrnehmens, 
Denkens, Bewertens und Han­
delns verbunden mit einer be­
sonderen Vision der Realität be­
ziehen.

Prämissen der industriellen Ära

Rückblickend können wir fest­
stellen, daß unser gegenwärti­
ges westliches Paradigma des 
industriellen Zeitalters bereits 
vor einigen Jahrhunderten seine 
Dominanz zu gewinnen begann. 
Seitdem wirkte es wesentlich auf 
alle Aspekte der westlichen Ge­
sellschaft und Japans ein und 
beeinflußte entscheidend auch 
die übrige Welt. Dieses Paradig­
ma unterscheidet sich scharf von 
dem dominanten Paradigma des 
europäischen Mittelalters. Kenn­
zeichnend für das Paradigma 
der industriellen Ära sind die 
folgenden Prämissen:

□  daß die Menschen in erster 
Linie durch den Wunsch nach 
dem Erwerb materieller Güter 
motiviert werden und daß der 
Überfluß Erfüllung bringt; diese 
Prämisse setzt voraus, daß jede 
Gesellschaft nach einem ständig 
wachsenden Lebensstandard 
streben sollte; sie führt zu dem 
Ergebnis, daß die individuelle 
Identität eines Menschen und 
sein Erfolg im Leben an seinem 
materiellen Besitz und/oder sei­
nem beruflichen Status gemes­
sen werden;

□  daß auf ihrer Suche nach ma­
teriellem Wohlstand die Men­
schen berechtigt sind, sowohl 
Natur als auch Mitmenschen 
nach ihrer Nützlichkeit zu beur­

2) Vgl. Thom as S. Ku h n : The S tructure of 
S c ie n tific  R evolutions, 2. Aufl., C hicago: 
U nivers ity  o f C hicago, 1970.

teilen; deshalb wird die Natur 
als etwas vom Menschen Abge­
sondertes gesehen, das für 
seine Zwecke manipuliert und 
ausgenutzt werden kann; die 
Mitglieder der Gesellschaft sfe- 
hen miteinander im Wettbewerb 
um materielle Gewinne und glau­
ben damit, dem Allgemeinwohl 
zu dienen;

G  daß höchstes Wissen auf 
Empirismus und Rationalität ba­
siert, wie die wissenschaftliche 
Methodik beweise; Wissenschaft 
und Technologie sind nach die­
ser Ansicht so eng verbunden, 
daß die wissenschaftliche Suche 
nach Wissen überwiegend utili­
taristisch ist —  mit Prognose- 
und Kontrollmöglichkeiten als 
Leitwerten und technologischem 
Fortschritt als Ziel; das führt zu 
dem „technologischen Impera­
tiv“ , daß jede Technologie, die 
möglich ist, auch ipso facto not­
wendig und wünschenswert sein 
muß;

□  daß der beste Weg zur Ver­
wirklichung der Ziele der Gesell­
schaft über die Industrialisierung 
der Güterproduktion und Dienst­
leistungen führt; dazu gehören 
Organisation und Unterteilung 
von Arbeitsvorgängen in zuneh­
mend vereinfachte (und in sich 
weniger bedeutende) Bestand­
teile und der Ersatz mensch­
licher Arbeit durch Maschinen.

Um noch einmal das bisher 
Gesagte kurz zusammenzufas­
sen, so scheint zu gelten, daß

□  das grundlegende Paradig­
ma, das das Industriezeitalter 
dominierte (d. h. Betonung des 
Individualismus, des freien Un­
ternehmertums und des mate­
riellen Fortschrittes; wobei die 
soziale Verantwortung haupt­
sächlich Sache der Regierung 
ist, usw.)

□  und zu dem das Streben 
nach Zielen wie Effizienz, Pro­
duktivität, fortgesetztes Wachs­
tum von Produktion und Konsum 
sowie nach technologischer und 
Manipulationsmacht gehört,

O  zu Prozessen und Sachlagen 
geführt hat (z. B. schärfster 
Trennung von gewöhnlicher Ar­
beit und Spezialistentum, Ver­
brauchsstimulierung, geplantei 
Verschleiß und Verschwendung, 
Ausbeutung der Allgemeinheil 
gehörender Ressourcen, Ent­
fremdung der Menschen von dei 
Gemeinschaft, der Natur usw.),

□  die schließlich den humanen 
Bedürfnissen entgegenwirker 
(z. B. Bereicherung des Arbeits­
lebens, Ressourcenkonservie­
rung, Verbesserung der Umwelt 
gerechte Verteilung der globaler 
Ressourcen).

Das Resultat ist eine Kultur­
krise großen Ausmaßes —  eine 
wachsende und massive Heraus­
forderung an die Legitimität des 
gegenwärtigen industriellen Sy­
stems.

Elemente 
eines neuen Paradigmas

Falls die hier diskutierten Pro­
bleme ein Ergebnis grundlegen­
der Widersprüche zwischen der 
Elementen des Paradigmas dei 
industriellen Ära und den gegen­
wärtigen sozialen und umwelt­
bedingten Zusammenhänger 
sind, dann bedarf eine Lösunc 
dieser Probleme eines Über­
gangs zu einem neuen Paradig­
ma, das diese Widersprüche 
überwinden kann.

Obwohl eine Transformierunc 
des Paradigmas der industriel­
len Ära problematisch und die 
exakte Formulierung des neuer 
Paradigmas sogar noch unsiche­
rer ist, kann es von Nutzen sein 
den Charakter eines „trans-indu­
striellen“ Paradigmas zu postu­
lieren, das dazu beitragen könn­
te, einige unserer schmerzlich­
sten Dilemmas aufzulösen. Die 
folgenden Elemente könnter 
dieses Paradigma ausmachen:

□  Ein Gleichgewicht und eine 
Koordinierung befriedigendei 
Lebensumstände ist in vielerle 
Hinsicht notwendiger als eine 
Nutzenmaximierung in einer enc 
definierten Richtung. Dieser Ge-
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danke stammt aus derökologie- 
und allgemeinen Systemtheorie 
(aber ebenso aus den Weisheits­
konzeptionen verschiedener Kul­
turen) und bietet ein notwendi­
ges Korrektiv für das unzurei­
chende Ziel materiellen Über­
flusses, das das Entstehen der 
Nationalökonomie und anderer 
Wissenschaften in unserer indu­
striellen Gesellschaft begleitete. 
Eine Ethik der Selbstverwirkli­
chung würde entstehen und die 
Entwicklung des Individuums in 
allen Aspekten seines Lebens, 
und nicht nur die ökonomische 
Seite, betonen. Miteinbegriffen 
ist die Forderung, daß es die 
eigentliche Aufgabe gesellschaft­
licher Institutionen ist, eine Um­
welt zu schaffen, die diese Ent­
wicklung fördert. Selbstverwirk­
lichung wird ein notwendiges 
Motiv für die Umstrukturierung 
der gesellschaftlichen Institutio­
nen sein, um den fundamentalen 
Wunsch des Individuums nach 
Selbstbestimmung und sein 
Streben nach einer vollen und 
anerkannten Rolle in der Gesell­
schaft zu erfüllen.

□  Wenn der Mensch sich mit 
der gesamten Natur identifiziert, 
wenn er erkennt, daß er eins ist 
mit der allumfassenden Gemein­
schaft, die unser Planet mit allen 
seinen Lebensformen und sei­
nen gewaltigen Evolutionspro­
zessen im Laufe der Zeiten dar­
stellt, wird er sich zur ökologi­
schen Ethik hingezogen fühlen, 
die seine eigenen Interessen mit 
denen seiner Mitmenschen, den 
zukünftigen Generationen und 
allem Leben auf der Erde ver­
bindet. Eine derartige ökologi­
sche Ethik erkennt Einschrän­
kungen gegenüber verfügbaren

Ressourcen, einschließlich des 
Raumes, an und weiß, daß der 
Mensch ein integrierter Bestand­
teil der Natur, untrennbar von 
ihr und ihren Gesetzen, ist. Der 
Mensch muß als Partner der Na­
tur dazu beitragen, die komple­
xen lebenserhaltenden Systeme 
unseres Planeten zu schützen, 
mit den Ressourcen hauszuhal­
ten, die ökologischen Verhält­
nisse nur weise zu modifizieren, 
befriedigende Recycling-Mecha­
nismen zu schaffen in Harmonie 
mit den naturgegebenen und ein 
neues gleichgewichtiges wirt­
schaftsökologisches System her­
beizuführen, wo die Unterschei­
dung zwischen gesunden und 
krebsartigen Wachstumsprozes­
sen leichter ist. Obwohl diese 
Ethik die Notwendigkeit eines 
gewissen gesunden Wettbe­
werbs für alle Gesellschaften 
anerkennt, stellt sie die Bedeu­
tung der Kooperation als erstes 
Organisationsprinzip lebensfähi­
ger Kulturen wieder heraus.

□  Eine Transformierung des 
Paradigmas der industriellen Ära 
setzt eine neue Einstellung ge­
genüber dem menschlichen Wis­
sen voraus. Die Wissenschaft 
darf nicht mehr eine weite Skala 
menschlicher Erfahrungen Reli­
gion und Literatur überlassen. 
Sie wird in ihrer Methodologie 
und in ihrer Definition dessen, 
was zum Wissen gehört, eklek­
tisch vorgehen müssen. Das kon­
trollierte Experiment wird nicht 
mehr für den einzigen Weg zur 
Offenbarung der Wahrheit ge­
halten werden. Das neue Wis­
sens-Paradigma wird aufge­
schlossen sein gegenüber einer 
gewissen Systematisierung sub­
jektiver Erfahrungen —  einer Do­

mäne, die bisher weitgehend 
Literatur und Religion überlas­
sen war. Die Wissenschaft wird 
eine jeglicher Partizipation of­
fene Forschung pflegen, d. h. die 
Dichotomie zwischen Beobach­
ter und Beobachteten, Forscher 
und Forschungsgegenstand re­
duzieren. Wissenschaft wird eher 
ein moralisches Forschen im 
Sinne einer Untersuchung sein, 
welche Werte dem Menschen 
moralisch heilsam sind, als ein 
„wertfreies“ Forschen. Heraus­
stellen wird sie ein Prinzip der 
Komplementarität oder Aussöh­
nung von „Gegensätzen“ wie 
freier Wille und Determinismus, 
Materialismus und transzenden­
tale Philosophie, Wissenschaft 
und Religion. Zum neuen Wis­
sens-Paradigma wird auch eine 
Konzeption von den Bewußtseins­
ebenen gehören, d. h. Ebenen 
subjektiver Erfahrung, und zwar 
derart, daß einer Ebene ange­
messene Konzeptionen und Er­
fahrungen nicht notwendiger­
weise zu einer anderen Ebene 
passen. Deshalb wird dieses 
Paradigma eine viel vereinheit- 
lichtere Schau menschlicher Er­
fahrungen zulassen, die jetzt in 
so verschiedene Kategorien wie 
z. B. „Kreativität“ , „Intuition“ , 
„Mystik“ , „psychische Phäno­
mene“ und „religiöse Erfah­
rung“ eingeteilt sind.

□  Den eben angedeuteten 
neuen Zielsetzungen entspricht 
am besten eine „lernende und 
planende Gesellschaft“ , deren 
zentrale Aufgaben darin beste­
hen würden,

□  die individuelle Entwicklung 
zu Bewußtheit, Kreativität, An­

KONJUN KT U R 
VON MO R G E N

D e r  v ie r z e h n t ä g l ic h  e r s c h e in e n d e  K u r z b e r ic h t  d e s  H W W A  -  In s t i tu t  f ü r  W ir t s c h a f t s ­
fo r s c h u n g  -  H a m b u r g  ü b e r  d ie  B in n e n -  u n d  W e ltk o n ju n k tu r  u n d  d ie  R o h s to f fm ä r k te

V E R L A G  W E L T A R C H I V  G M B H  H A M B U R G
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passungsfähigkeit, Wißbegierde, 
Staunen und Liebe zu fördern;

□  gesellschaftliche Institutionen 
für die wirksame Förderung die­
ser individuellen Entwicklung zu 
schaffen; und
□  als Partner der Natur an der 
weiteren Entwicklung des Men­
schen teilzunehmen. Zu der ler­
nenden und planenden Gesell­
schaft gehört die Ablösung der 
protestantischen, zwingenden 
Arbeitsethik durch eine kreative 
Arbeitsethik —  die wir Arbeits- 
Lern-Spiel-Ethik nennen könn­
ten.

Ernüchternd ist die Aussicht 
auf das Durchleben einer un­
unterbrochenen gesellschaftli­
chen Umbruchperiode. Die Ge­
schichte gibt uns nur geringen 
Anlaß zu der Hoffnung, daß wir 
ungeschoren davonkommen
könnten —  ohne wirtschaftlichen 
Niedergang, politische und ge­
sellschaftliche Zerreißproben
und schlimmeres menschliches 
Leid. Eine Periode des Chaos 
scheint unvermeidlich, wenn die 
machtvolle Triebkraft des indu­
striellen Zeitalters eine neue 
Richtung einschlägt und die ver­

schiedenartigen Glieder und In­
stitutionen der Gesellschaft un­
terschiedlich schnell darauf rea­
gieren. Entscheidend ist eine 
richtige Interpretation dieser 
Verwirrungen. Gestalt —  und Er­
folg —  der Politiken und Aktio­
nen der Gesellschaft werden 
zum großen Teil davon ab- 
hängen, ob diese Zerreißpro­
ben als notwendige Etappen 
des Wandels zu einem brauch­
baren System erkannt oder 
für unberechenbar und im we­
sentlichen destruktiv gehalten 
werden.

Bernard Cazes

Internationale Dimensionen des europäischen Wachstums

Es besteht weitgehende Einig­
keit darüber, daß die Wachs­

tumsraten, die die westlichen 
Volkswirtschaften in den letzten 
beiden Jahrzehnten erreichten, 
entscheidend von der anhalten­
den Expansion des Welthandels 
abhingen und daß umgekehrt die 
Absatzchancen im Außenhandel 
um so besser sind, je schneller 
das Bruttosozialprodukt wächst. 
Diese positive Verknüpfung war 
das Ergebnis der wechselseiti­
gen Beziehungen zwischen ver­
schiedenen strukturellen Fakto­
ren, die das System der inter­
nationalen Wirtschaftsbeziehun­
gen der fünfziger und sechziger 
Jahre bestimmten '). Zu diesen 
Faktoren gehörte die Führungs­
rolle der USA, die dazu einge­
setzt wurde, im Laufe der Zeit 
eine Reihe von Regelungen ein­
zuführen, die den freien Handel 
förderten; ferner die Abhängig­
keit der wichtigsten Wirtschafts­
partner der USA —  Westdeutsch­
land und Japan —  von amerika­
nischem Schutz sowie die Tat­
sache, daß sich die Transaktio­
nen innerhalb der westlichen 
Welt im Rahmen eines ununter­

brochenen Wirtschaftswachs­
tums entwickelten, das es den 
einzelnen Ländern erleichterte, 
Übergangsschwierigkeiten auf­
grund der ausländischen Kon­
kurrenz zu überwinden. Alles in 
allem setzte sich im „Club“ der 
fortgeschrittenen Industrieländer 
eine Art Wirtschaftsdiplomatie 
durch, die von der wachsenden 
Erkenntnis ausging, daß die ein­
zelnen Mitgliedstaaten durch 
einen übermäßigen Gebrauch ih­
rer souveränen Rechte auf 
Kosten des Nachbarn selbst 
mehr zu verlieren als zu gewin­
nen hatten.

Zerbrechliches Fundament

Das Problem ist, daß dieses 
neue Verhaltensmuster, das in 
klarem Gegensatz zu demjeni­
gen steht, das zwischen den 
Weltkriegen vorherrschte, nicht 
auf einer emotionalen und/oder 
ideologischen Basis aufbaut, 
sondern sich nur aus einer 
realistischen Einschätzung der
’ ) Vgl. Shonfie lds klare Analyse d ieser Fak­
toren in A. S h o n f i e I d (Hrsg.): In te r­
national Econom ic Relations of the Western 
W orld , Vol. I, Oxford 1976, S. 122 ff., sowie 
in „P laying it by the R ule-B ook“ , in : Finan­
c ia l T im es vom 19. 3. 1976.

Vor- und Nachteile eines Null­
summenspiels (oder sogar eines 
Negativsummenspiels) in einer 
Situation verstärkter gegenseiti­
ger Abhängigkeit ableitet. Da­
durch wird es meiner Ansicht 
nach zu einer zerbrechlichen Er­
rungenschaft, die ln Frage ge­
stellt werden kann, sobald die 
erwähnten strukturellen Fakto­
ren an Gewicht verlieren und/ 
oder neue, mehr binnenorien­
tierte politische Einflüsse ins 
Spiel kommen. Verschiedene 
Anzeichen deuten heute daraul 
hin, daß eine solche Entwicklung 
eintreten könnte.

□  Erstens scheint die Entspan­
nungspolitik im Rahmen dei 
Ost-West-Bezlehungen die west­
lichen Regierungen zu der An­
sicht gebracht zu haben, dal: 
Sicherheitserwägungen vor 
zweitrangiger Bedeutung seien 
zumindest werden sie nicht der 
wirtschaftlichen Meinungsver­
schiedenheiten innerhalb dei 
Allianz vorangestellt.

□  Zweitens werden dlejeniger 
europäischen Länder, die sicf 
erheblicher Arbeitslosigkeit unc
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Zahlungsbilanzproblemen ge­
genübersehen, versucht sein, 
Zuflucht zu Importkontrollen, Ab­
wertungswettläufen und kost­
spieligen Importsubstitutions­
maßnahmen zu nehmen, um ihr 
Unvermögen, die in ihren Län­
dern herrschende Faktorkosten­
entwicklung durch eine entspre­
chende Einkommenspolitik zu 
beeinflussen, zu kompensieren.

□  Drittens —  und dies scheint 
am wichtigsten zu sein —  gibt es 
In Europa verschiedene Lehrmei- 
nungen, deren Ansichten über 
die Gestaltung der internationa­
len wirtschaftlichen Umwelt sich 
deutlich von den während der 
beiden letzten Jahrzehnte vor­
herrschenden Meinungen unter­
scheiden. Teilweise sind deren 
Vertreter auf der politischen Lin­
ken angesiedelt, es finden sich 
unter ihnen auch „gaullistische“ 
Elemente und das Gedankengut 
des Club of Rome (oder, wenn 
man will, „mondialistische“ 
Ideen).

Desintegrationstendenzen

Die zwei wichtigsten Unter­
schiede zwischen diesen Lehr- 
memungen und den früher vor­
herrschenden Ansichten resul­
tieren erstens aus den angebli­
chen Änderungen, die sich hin­
sichtlich der geographischen 
Verteilung der Wachstumsge­
biete der Welt anbahnen, und 
zweitens aus einer anderen Vor­
stellung über die gegenseitige 
Abhängigkeit. Nach diesen 
neuen Ansichten besagt der 
erste Punkt,

□  daß die alten Industrieländer 
nicht mehr die Länder mit den 
besten Wachstumsraten seien. 
Hierfür werden verschiedene 
Gründe angeführt, darunter die 
zunehmend ungünstiger werden­
den Terms of Trade zwischen 
verarbeiteten Gütern und Roh­
stoffen, die gesättigte Nachfrage 
nach dauerhaften Konsumgü­
tern, die aufgrund des Umwelt­
schutzes steigenden Produk­
tionskosten usw. Die einzige 
Hoffnung der gegenwärtig ent­

wickelten Länder, ein gewisses 
Wachstumspotential beizubehal­
ten, läge daher in der Nutzbar­
machung dervielversprechenden 
Möglichkeiten, die von den 
„Mittelklasse“ -Ländern der Drit­
ten W elt2), vor allem den ölpro­
duzierenden Staaten, geboten 
werden. Neue Handelsstrukturen 
würden- sich dabei durch bilate­
rale Handelsabkommen zwi­
schen einzelnen Staaten erge­
ben, In deren Rahmen die ent­
wickelten Länder ihren Rohstoff­
bedarf im Austausch gegen 
Exporte von hochentwickelten 
Maschinen und Ingenieurleistun­
gen befriedigen könnten. Eini­
gen extremen Varianten wie dem 
sogenannten „Mittelmeer-Euro- 
pa“-Modell zufolge würden sich 
diese präferenziellen Handels­
und Investitionsbeziehungen 
zwischen Ländern der gleichen 
politischen Richtung bilden, 
während die früheren Bindungen 
an die „Zitadelle des Kapitalis­
mus“ und seine europäischen 
Vorposten, wie z. B. West­
deutschland, gelöst würden 3).

G  Hinsichtlich des zweiten 
Punktes wird zwar eingeräumt, 
daß die wirtschaftliche Abhän­
gigkeit ein entscheidendes 
Problem ist, die Betonung wird 
aber eindeutig nicht auf Öl und 
andere nicht reproduzierbare 
Materialien gelegt, entweder 
weil es politisch ungeschickt 
wäre zuzugeben, daß die soge­
nannten anti-imperialistischen 
Länder sich auf eine wirtschaft­
liche Erpressung einlassen 
könnten, oder weil man erwartet, 
daß diese Schwierigkeiten durch 
bilaterale Abkommen und/oder 
durch alternative Energiequellen 
(besonders Wind- oder Sonnen­
energie) behoben werden könn­
ten. Die europäische Abhängig­
keit von bestimmten Rohstoff­
importen, besonders Holzzell­

!) Seltsam erweise w erden d ie  O stblocklän­
der, d ie  Anfang der 50er Jahre fü r recht in ­
teressante W irtschaftspartner (oder sogar 
fü r gefährliche  Konkurrenten der k a p ita lis ti­
schen W elt) gehalten w urden, heute eher 
separat betrachtet, im Gegensatz zu den 
USA, wo in d ie  Ost-W est-Handelsbeziehun- 
gen hohe Erwartungen gesetzt werden.

!) Vgl. Nouvel Observateur (1975), Sonder­
ausgabe zur W eltkrise.

stoffen und -  natürlich —  Futter­
proteinen aus den USA (Soja) 
wird zwar gelegentlich betont; 
hier handelt es sich aber um 
einen Bereich, In dem politische 
und neo-merkantilistische Erwä­
gungen so untrennbar mitein­
ander verquickt sind, daß es 
sehr schwierig ist —  etwa wie im 
Falle des VII. Französischen 
Plans (1976— 80) —  zu beurteilen, 
ob nun Importsubstitutionsmaß­
nahmen befürwortet werden, um 
den eigenen politischen Hebel 
bei internationalen Gegensätzen 
zu verstärken, um (durch eine 
de-fakto-„Rohstoffabwertung“) 

Devisen zu sparen, oder einfach, 
um früher vernachlässigte In­
vestitionsmöglichkeiten wahrzu­
nehmen.

Der Aspekt, auf den im Zu­
sammenhang mit der Abhängig­
keit am häufigsten hingewiesen 
wird, bezieht sich auf hochent­
wickelte Technologien mit den 
beiden Dimensionen ihrer Anfäl­
ligkeit und der „Helotisierung“ . 
Die Anfälligkeit bezieht sich aut 
die Schäden, die das Anbieter­
land seinen Partnern durch be­
liebige Lieferunterbrechungen 
oder durch willkürliche Festset­
zungen von Preisen und ande­
ren Lieferbedingungen unge­
straft zufügen kann. „Helotisie­
rung“ ist mein eigener Ausdruck. 
Er soll die Befürchtung um­
schreiben, die man In Büchern 
wie Servan-Schreibers „Die 
amerikanische Herausforderung“ 
ausgedrückt findet und derzu- 
folge ein Land, das darauf ver­
zichtet, technologisch hochent­
wickelte Maschinen herzustellen, 
seine Wissenschaftler der Mög­
lichkeit des „learning by doing“ 
beraubt und sich am Ende zu 
einer immer stärkeren Speziali­
sierung auf Produktionsbereiche 
mit niedriger Wertschöpfung ge­
zwungen sieht.

Vernachlässigte Elemente

Welche psychische Befriedi­
gung oder kurzfristigen Innen­
politischen Vorteile diese Vor­
stellungen von der Gestaltung 
der internationalen Beziehungen
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ihren Anhängern auch bringen 
mögen, m. E. gibt es gute Gründe 
zu bezweifeln, daß ihre Befol­
gung eine merkliche Verbesse­
rung der geo-politischen Position 
Europas mit sich bringen könnte.

Im Hinblick auf die Struktur 
der internationalen Beziehungen 
vernachlässigt dieser binnen­
orientierte Ansatz ein entschei­
dendes Element: nämlich die 
Art des wirtschaftlichen Speziali­
sierungsprozesses, der nach 
dem Zweiten Weltkrieg erfolgte. 
Nach der konventionellen Wirt­
schaftstheorie findet zwar der 
Handel zwischen ungleichen 
Ländern statt, die entsprechend 
ihrer Faktorausstattung unglei­
che Güter austauschen. Dies 
entspricht Ricardos wohlbekann­
tem Beispiel vom Austausch 
portugiesischen Portweins ge­
gen englische Wolle. Der Außen­
handel der westlichen Länder 
bietet aber ein ganz anderes 
Bild. Hier nahm der Handel am 
schnellsten zwischen gleichen 
Ländern, d. h. hochentwickelten 
Industrieländern, zu. Außerdem 
ging es meist um gleichartige 
Güter in dem Sinne, daß die 
internationale Spezialisierung 
sich innerhalb der einzelnen 
Branchen und Produktgruppen 
abspielte, während man eine 
gröbere, weniger feinkörnige 
Intrabranchenstruktur erwartet 
hätte 4).

Dieser contra-intuitive Prozeß 
ist Ausdruck der neuen Produk­
tions- und Verbrauchsbedingun­
gen in hochentwickelten Markt­
wirtschaften mit ihrer typischen 
Kombination von Produktdiffe­
renzierung und diskretionärem 
Ausgabeverhalten. Die Herstel­
ler versuchen gemeinsam, zwei 
Arten von Nachfrage zu decken, 
die Henner und Lassudrie- 
Duchene als „la demande de 
spécificité“ der Firmen, die nach

*) H. H e n n e r : La spéc ia lisa tion  in te r­
nationale  de l ’économ ie française, Revue 
Econom ique, No. 1, 1976; d e r s .  und B 
L a s s u d r i e - D u c h e n e :  Les Ten­
dances a ctue lles de la com m ercia lisa tion 
in te rnationa le , in : C hroniques SEDEIS, 
Nr. 2, 1976; A. S h o n f  i e I d : In te rna tio ­
nal Econom ic R elations of the  Western 
W orld, a.a.O., S. 107, 121-123.

neuen und besseren Maschinen 
Ausschau halten, und als „fa 
demande de différence“ der 
Verbraucher, die an neuen und 
besseren Konsumgütern interes­
siert sind, bezeichnen. Die Tat­
sache, daß ein zunehmender 
Teil dieser beiden Arten von 
Nachfrage durch den internatio­
nalen Handel befriedigt wurde, 
erwies sich —  wenn auch in 
unterschiedlichem Maße 5) —  als 
günstig für das Wachstums­
potential aller entwickelten Län­
der. Denn hierdurch wurden 
stark einkommenselastische 
Produktionsbereiche geschaffen, 
die außerdem von den mit den 
expandierenden Auslandsmärk­
ten verbundenen Kostenvortei­
len der Massenproduktion profi­
tieren konnten.

Akzeptierung der Abhängigkeit

Der entscheidende Sinn dieser 
anscheinend rein technischen 
Diskussion liegt in der Erkennt­
nis, daß der gewaltige wirt­
schaftliche Fortschritt, den West­
europa nach dem Zweiten Welt­
krieg erzielte, zu einem erheb­
lichen Teil auf diese Art nicht- 
ricardianischer Spezialisierung 
zurückzuführen is t6). Aus die­
sem Spezialisierungsprozeß aus­
zuscheiden, würde daher für 
Europa einen realen Wohlfahrts­
verlust zur Folge haben, da kein 
bilaterales Handelsabkommen 
und keine „Kooperationsbindun­
gen“ an nicht-westliche Wirt­
schaftsgebiete in der Lage 
wären, von sich aus ebenso an­
spornende Bedingungen zu 
schaffen. Denn per definitione 
würden ihnen die beiden An­
triebskräfte fehlen, die diesem 
feingegliederten Netz internatio­
naler Transaktionen zugrunde 
liegen: das Geschäft mit neuen 
Technologien und das diskretio­
näre private Einkommen7). 
Diese Erkenntnis gilt übrigens 
auch für die Entwicklungsländer,

s) Vg l. G. L a f a y  : S péc ia lisa tions  et 
cro issances com parées des économ ies o c ­
cidenta les, Groupe d ’ Etudes Prospectives 
In ternationales, Paris 1976, ve rv ie lfä ltig te s  
M anuskript. 

s) D e r s . ,  a.a.O.

und dies um so stärker, als sie 
mehr zu verlieren haben, wenn 
sie außerhalb des Netzes der 
internationalen Arbeitsteilung 
bleiben, das der „Club“ der ent­
wickelten Länder vor 20 Jahren 
geschaffen hat.

Wenn wir die Kehrseite der 
wirtschaftlichen Verflechtung, 
nämlich den Grad der Abhängig­
keit, der für und innerhalb West­
europas vorauszusehen ist oder 
geplant werden dürfte, betrach­
ten, so sollten wir uns zunächst 
daran erinnern, daß Europa sei­
nen jetzigen wirtschaftlichen 
Status nicht durch den Versuch 
erreicht hat, seinen Selbstver­
sorgungsgrad zu erhöhen, son­
dern indem es ein beträchtliches 
Maß an Abhängigkeit von außen 
akzeptierte —  teilweise sogar 
trotz seines Strebens nach mehr 
Autonomie. Die Haupterrungen­
schaft des Gemeinsamen Mark­
tes besteht in der erheblichen 
Ausweitung des innergemein­
schaftlichen Handels aufgrund 
des fast völligen Abbaus der 
Hindernisse für den freien 
Warenverkehr. Die Gemeinsame 
Agrarpolitik war bestenfalls neu­
tral, da der Wohlfahrtsgewinn 
für die europäischen Landwirte 
durch die Anhäufung von Vor­
räten landwirtschaftlicher Pro­
dukte ausgeglichen wurde, die 
von Zeit zu Zeit mit Verlust los­
geschlagen werden müssen. Die 
vom Geist der sogenannten 
europäischen Zusammenarbeit 
inspirierten Sonderprojekte wa­
ren, um es milde auszudrücken, 
nicht übertrieben erfolgreich, 
und man könnte der Ansicht 
sein, daß durch einige von ihnen 
knappe technologische Ressour­
cen gebunden wurden, die sich 
in wirtschaftlich soliden Vorha­
ben wirksamer hätten einsetzen 
lassen.

Nimmt man einmal an, daß es 
für Europa im internationalen

7) S e lbstverständlich kann man diese b e i­
den M otoren des W irtschaftswachstum s aus 
ethischen Gründen ablehnen, muß dann 
aber d ie  Folgen d ieser Wahl akzeptieren. 
Ersetzt man M arktentscheidungen durch 
Regierungsentscheidungen, so n im m t man 
W achstum sverluste Im Austausch fü r nicht- 
spezifiz ie rte  W ohlfahrtsgew inne in Kauf.
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Rahmen das wichtigste Ziel ist, 
seine frühere wirtschaftliche 
Kraft so schnell wie möglich 
wiederzuerlangen, um sie dann 
in die gewünschte Art von inter­
nationalem Einfluß ummünzen 
zu können, dann ist der richtige 
Weg hierzu, in dem feinmaschi­
gen System zu bleiben, von dem 
in der Vergangenheit so starke 
Impulse auf die wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit ausgingen; 
dazu gehört auch die Erweite­
rung des Systems um diejenigen 
gegenwärtigen Nicht-Mitglieder, 
die willens und in der Lage sind, 
darin eine nützliche Rolle zu 
spielen.

Drei Regeln

Ich bin mir jedoch darüber im 
klaren, daß wirtschaftliche Un- 
abhängigkeits- bzw. Sicherheits­
erwägungen uns noch für eine 
lange Zeit begleiten werden.

Daher schlage ich drei einfache 
Regeln vor, bei deren Befolgung 
wir diesem Problem besser ge­
wachsen sein dürften als bisher:

□  Jedesmal wenn das Bedürf­
nis entsteht, sich gegen unvor­
hersehbare Ereignisse wie Lie­
ferunterbrechungen oder Sprün­
ge in den Preistrends zu ver­
sichern, sollte man daran den­
ken, daß eine von mehreren Län­
dern gemeinsam betriebene Ver­
sicherungspolitik billiger wird —  
dies ist schon ein Gemeinplatz, 
der sich aber zur Zeit außerhalb 
der Reichweite des kollektiven 
europäischen Denkens zu befin­
den scheint8).

□  Die stark kapitalintensiven 
und technologisch hochentwik-

•) Ein B e isp ie l h ie rfü r is t das Patt, zu dem 
es kürzlich in der EWG in der Frage des 
S tandortes der neuen Kernenergiefor­
schungseinrichtungen kam.

*) Vgl. G. L a f a y , a.a.O.

kelten Sektoren sind zwar pre­
stigeträchtig, in bezug auf Ren­
tabilität und Wachstumsrate der 
Weltnachfrage, aber nicht unbe­
dingt am aussichtsreichsten ’ ).

□  Unter dem Gesichtspunkt der 
wirtschaftlichen Unabhängigkeit 
sowie einer Reorganisation der 
Industriestrukturen in Richtung 
auf eine effizientere Internatio­
nale Arbeitsteilung wird nach 
verstärkten staatlichen Eingrif­
fen in das Wirtschaftsleben ge­
rufen. Man sollte aber beachten, 
daß nichts dafür spricht, daß die 
Regierungen auf dem Gebiet des 
mikroökonomischen Manage­
ments mehr leisten würden als 
in ihren angestammten Kompe­
tenzbereichen wie Post, Recht 
und Ordnung oder dem Gesund­
heitswesen, in denen ihre Lei­
stungen in letzter Zeit nicht 
gerade sehr eindrucksvoll wa­
ren.

Yasusuke Murakami

Japan im kommenden Jahrzehnt

Für Japan waren die vergan­
genen 20 Jahre durch ökono­

mische Effizienz und Wachstum 
gekennzeichnet —  es handelte 
sich um einen „ökonomischen“ 
Zeitabschnitt. Im Gegensatz zu 
der Zeit zwischen, den beiden 
Weltkriegen trifft dies für den 
größten Teil der Nachkriegszeit 
und für fast alle fortgeschritte­
nen Industrienationen zu. Japan 
war jedoch in seiner naiven 
Wachstumshörigkeit offenbar das 
extremste Beispiel.

Die japanische Volkswirtschaft 
erfuhr ein außerordentlich 
schnelles Wirtschaftswachstum 
mit einer durchschnittlichen jähr­
lichen Wachstumsrate von etwas 
mehr als 10 %  des realen Brutto­

sozialprodukts und erlangte 
schließlich ein Wohlstandsniveau, 
das mit dem Westeuropas ver­
gleichbar ist. Eine Reihe jüngster 
Ereignisse —  das Ende des IWF- 
Systems, das Umweltproblem, 
der ölschock und der schwierige 
Kampf gegen die Inflation —  las­
sen darauf schließen, daß diese 
Entwicklung sich jetzt ihrem 
Ende nähert. Fast alle Anzeichen 
innerhalb und außerhalb Japans 
scheinen übereinstimmend dar­
auf hinzuweisen, daß die japa­
nische Gesellschaft in eine neue 
Phase eintritt, die weniger öko­
nomisch und vielleicht politischer 
ist. Das Problem Japans ist in 
der Tat das aller fortgeschritte­
nen Gesellschaften, es gibt aber

einige japanische Besonderhei­
ten, auf die näher eingegangen 
wird.

Im folgenden werden einige 
Faktoren aufgezeigt, die für eine 
Voraussage der Entwicklung der 
japanischen Volkswirtschaft im 
kommenden Jahrzehnt entschei­
dend sind. Diese Faktoren ge­
ben —  für sich genommen und 
als Ganzes —  Anlaß zum Opti­
mismus wie zum Pessimismus.

Verminderung 
des Wachstumstempos

Darüber, daß sich das Wachs­
tum der japanischen Volkswirt­
schaft verlangsamen wird, be­
steht praktisch Einigkeit. Offen
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ist nur, wie stark die Verlang­
samung sein wird. Die Gründe 
für die Verlangsamung sind fol­
gende: Das Wachstum der japa­
nischen Ausfuhren wird niedri­
ger sein, und die Terms of Trade 
werden sich insbesondere wegen 
der steigenden ölpreise ver­
schlechtern. Die Kapitalkoeffi­
zienten werden wegen der Sub­
stitution knapper Arbeitskräfte 
und der Nachfrage nach sozia­
lem Infrastrukturkapital ein­
schließlich Umweltschutzeinrich­
tungen höher sein. Die meisten 
Schätzungen der jährlichen 
Wachstumsrate des realen 
Bruttosozialprodukts liegen zwi­
schen 5 und 8% . Meine eigene 
Vorhersage, die auf dynamischen 
Input-Output-Modellen basiert, 
lehnt sich an die optimistischen 
Schätzungen an und sagt eine 
allmähliche Wachstumsvermin­
derung voraus —  die mögliche 
Wachstumsrate wird mindestens 
7 %  1975, 6 %  1980 und 5 % 
1985 betragen.

Es gibt allerdings auch einige 
Pessimisten, die ein niedrigeres 
Wachstumspotential Vorhersa­
gen. Sie betonen die Schwierig­
keiten, die sich durch die politi­
schen und wirtschaftlichen For­
derungen von seiten der Ent­
wicklungsländer, der Umwelt­
schützer und opponierender Ein­
wohner usw. ergeben werden. 
Dieser Pessimismus ist eher po­
litischer als wirtschaftlicher Art.

Allmählicher Wandel 
der Industriestruktur

Während der Wachstums­
periode ergaben sich drastische 
Änderungen in der japanischen 
Branchenstruktur. So sind einige 
der wichtigsten Branchen, wie 
z. B. die Landwirtschaft und 
der Kohlebergbau, schnell ge­
schrumpft. Künftig werden sich 
die Änderungen der Industrie- 
Struktur wegen des geringeren 
Wachstums und der wenigen 
neuen Technologien allerdings 
sehr viel langsamer vollziehen. 
Der Agrarsektor wird weiter

schrumpfen. Viele Leichtindu­
strien einschließlich der Textil­
industrie werden aufgrund der 
zunehmenden Konkurrenz durch 
die Produkte der sich industriali­
sierenden Länder um Japan, vor 
allem Korea, Formosa und Hong­
kong, ebenfalls abnehmen. Eine 
schrittweise relative Expansion 
des Maschinenbausektors kann 
vorausgesagt werden. Die Mög­
lichkeit einer relativen Expansion 
des Dienstleistungssektors ist, 
wie in vielen anderen wohlha­
benden Industrieländern, um­
stritten.

Einige der japanischen Öko­
nomen sagen eine Abnahme 
wichtiger Branchen wie der 
Stahlindustrie, der petrochemi- 
schen Industrie usw. nicht nur 
voraus, sondern wünschen sogar 
eine Beschleunigung dieses 
Prozesses. Ihnen schwebt, so 
scheint es, statt dessen eine 
höher entwickelte Form der Ma­
schinenbau- und der Dienst­
leistungsindustrie vor, also weni­
ger Groß- oder Einzelhandel als 
z. B. Wissens- oder Freizeitindu­
strie. Ich meine jedoch, daß sich 
eine solche Höherentwicklung 
nur sehr langsam innerhalb der 
einzelnen bestehenden Indu­
strien und nicht im Rahmen 
eines neuen führenden Wirt­
schaftssektors vollziehen wird.

Expandierender 
öffentlicher Sektor

Im Vergleich zu den hohen 
Wachstumsraten Japans sind die 
Staatsausgaben niedrig geblie­
ben. Die Steuereinnahmen ma­
chen etwa 20 %  des BSP aus; 
dieser Prozentsatz ist der nied­
rigste aller entwickelten Länder. 
Das soziale Infrastrukturkapital 
ist im Vergleich zum privaten Ka­
pital klein, und die sozialen Si­
cherheitsleistungen und andere 
Transferzahlungen sind gerade­
zu dürftig im Gegensatz zu den­
jenigen in den anderen fortge­
schrittenen Ländern gewesen. In 
den kommenden Jahren werden 
daher die Forderungen der Be­

völkerung, vor allem in den Städ­
ten, größere staatliche Investi­
tionen für Wohlfahrtseinrichtun- 
gen und höhere Transferzahlun­
gen notwendig machen.

Gegenwärtig wird viel darüber 
debattiert, ob Japan ein weiterer 
„Wohlfahrtsstaat“ werden und 
wie dieser Wohlfahrtsstaat aus- 
sehen soll. Vor allem von den 
sozialistischen Gruppen wurde 
immer wieder eine Übernahme 
britischer oder skandinavischer 
Vorbilder vorgeschlagen. In letz­
ter Zeit scheint es allerdings, als 
ob diese nordeuropäischen Mo­
delle in Anbetracht ihrer schwan­
kenden sozialen Leistungen miß­
trauischer betrachtet werden. 
Meiner Ansicht nach wird —  und 
kann —  eine Einführung öffent­
licher Wohlfahrtsmaßnahmen in 
Japan aufgrund der eingebauten 
„Wohlfahrts“ -Funktionen in der 
japanischen Familie, der Firma 
usw. nur allmählich und in be­
grenztem Umfang erfolgen.

Aus der Sicht des Ökonomen 
wird die Bereitstellung öffent­
licher Güter wahrscheinlich mit 
Konflikten verbunden sein. Häu­
fig scheint es zu Auseinanderset­
zungen darüber zu kommen, wie 
das Land auf Wohnhäuser, Fa­
briken, Kraftwerke usw. zu ver­
teilen ist. Die Umweltprobleme 
werden typische Konfliktquellen 
sein. Höhere Steuerbelastungen 
werden zu schwerer Unzufrie­
denheit führen. Insgesamt wird 
die relative Expansion des 
Staatssektors wahrscheinlich mit 
einer Verschärfung der innen­
politischen Spannungen verbun­
den sein.

Inflatorische Tendenzen

Ebenso wie andere fortge­
schrittene Volkswirtschaften wird 
sich auch die japanische mit 
einer Reihe von hartnäckigen 
cost-push-Faktoren konfrontiert 
sehen, einschließlich höherer 
Rohstoffpreise und höherer Ko­
sten, die in Verbindung mit dem 
expandierenden öffentlichen Sek­
tor anfallen. Die Löhne dürften
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natürlich ein weiterer wichtiger 
cost-push-Faktor sein. Meiner 
Meinung nach wird jedoch der 
Lohnkostendruck in Japan we­
gen der Besonderheiten der ja­
panischen Personalpolitik, auf 
die ich später eingehen werde, 
geringer als in der Mehrzahl der 
entwickelten Länder sein. Die 
Gefahr einer Lohn-Preis-Spirale 
wird weitgehend von der Militanz 
der Gewerkschaften des öffent­
lichen Sektors abhängen.

Im wirtschaftlichen Bereich gibt 
es also Anlaß zum Optimismus 
wie zum Pessimismus. Unter den 
Experten, einschließlich denen 
der Wirtschaftsplanungsbehörde, 
scheinen die Pessimisten in der 
Minderheit zu sein. Allerdings 
haben sie vor dem Hintergrund 
der säkularen industrialisierungs- 
feindlichen Strömung immer 
noch Einfluß auf die Öffentlich­
keit.

Meiner Ansicht nach ist ihr 
Pessimismus nicht fundiert. Vie­
les spricht dafür, daß Japan in 
seinen wirtschaftlichen Leistun­
gen andere Industrieländer über­
treffen wird. Die wichtigsten Hin­
dernisse, mit denen es in naher 
Zukunft fertig werden muß, sind 
das völlige Fehlen eigener Roh­
stoffvorkommen einerseits und 
die hohe Bevölkerungsdichte in 
den großstädtischen Ballungs­
gebieten andererseits. Aus die­
sen beiden Schwächen ergeben 
sich die strengeren Umwelt­
schutzmaßnahmen bzw. die 
außerordentlich starke Abhän­
gigkeit von den Weltmärkten. Für 
Umweltschutzmaßnahmen wer­
den von den bisher erreichten 
10 %  Wachstum nach meiner 
Schätzung höchstens 2 %  aufge­
wendet werden müssen. Bei 
einer weiterhin hohen Sparrate 
und einer starken Leistungsmoti­
vation können Japans wirtschaft­
liche Leistungen bedeutend blei­
ben, wenn keine ernstlichen Stö­
rungen im internationalen Han­
del mit Rohstoffen, einschließlich 
öl, auftreten. Das Problem be­
steht wohl darin, wie reibungs­

los man sich an die Verlangsa­
mung des Wachstums anpassen 
soll und wie die Störungen im 
internationalen Handel aufzufan­
gen sind. Dies ist in erster Linie 
eine politische Frage.

Dennoch besteht immer noch 
die Möglichkeit, daß unter dem 
konservativen Regime ein pessi­
mistischer Kurs eingeschlagen 
wird. Meiner Ansicht nach würde 
solch ein verlangsamter Kurs zu 
fortdauerndem deflationärem 
Druck führen, der unter den ge­
genwärtigen Umständen auf eine 
Stagflation hinauslaufen würde. 
Ernste politische und soziale 
Probleme, u. a. Arbeitslosigkeit 
und ein Zurückbleiben der Wohl­
fahrtspolitik, würden folgen. In 
den kommenden zehn Jahren 
wird die japanische Gesellschaft 
eine Übergangsphase durchlau­
fen. Für diese Übergangsperiode 
ist eine unmittelbare wirtschafts­
politische Gefahr in einem über­
triebenen wirtschaftlichen Pessi­
mismus zu sehen, nicht aber in 
einem übertriebenen wirtschaft­
lichen Optimismus.

Änderungen der 
Gesellschaftsstruktur

Im Laufe einer hundertjähri­
gen Modernisierung war die so­
ziologische Struktur der japani­
schen Gesellschaft beträchtlichen 
Wandlungen unterworfen. In die­
sem Prozeß kam der Idee des 
„ye“ -  wörtlich: „das Haus“ —  
wahrscheinlich eine zentrale stra­
tegische Rolle zu. Eine soziolo­
gische Analyse des ye ist ein viel 
zu umfassendes Thema, um hier 
im Detail behandelt zu werden. 
Das ye ist eine ausschließlich 
japanische funktionelle Organi­
sation oder Betriebseinheit, die 
der erweiterten Familie, der pa­
triarchalischen oder patrimonia- 
len Ordnung ähnelt, aber keiner 
von ihnen genau entspricht. 
Schon im zehnten Jahrhundert 
bildete sich das ye in embryona­
ler Form in den östlichen Grenz­
gebieten Japans als Betrieb mit 
dualen —  militärischen und land­

wirtschaftlichen —  Funktionen 
heraus. Seit dieser Zeit sind die 
so gewonnenen organisatori­
schen Erfahrungen auf verschie­
dene japanische Kollektive ange­
wandt worden. In der Tokujawa- 
Ära bis 1868 war das Organisa­
tionsprinzip des ye in dem hart, 
dem quasi-bürokratisierten Ver­
waltungsbezirk des Samurai- 
Grafen, ebenso verkörpert wie in 
den priviligierten großen Han­
delsunternehmen. Auch die Fa­
milien der Samurai-Krieger —  
die in der friedlichen Tokujawa- 
Ära in Wirklichkeit die Quasi- 
Bürokraten jedes einzelnen han 
waren —  waren nach diesem 
Prinzip geformt.

Durch die Meiji-Restauration 
im Jahre 1868 wurden die hans 
aufgelöst und das auf ihnen ba­
sierende regional dezentrali­
sierte System abgeschafft. Der 
jetzt nicht mehr bestehende Meiji 
Civil Code versuchte jedoch, die 
Merkmale der Samurai-Familie 
zu legalisieren; jede Familie 
sollte im Meiji-Japan die Samu­
rai-Familie nachahmen. Im Laufe 
der Industrialisierung zerfiel die 
Familie jedoch allmählich. Nach 
dem Ersten Weltkrieg war dieser 
Zerfall der städtischen Familien 
schon weit fortgeschritten. Ande­
rerseits begann zur selben Zeit 
die Organisation der japanischen 
Unternehmen als moderne Va­
riante des ye-Prinzips. Zu Beginn 
des Zweiten Weltkrieges war das 
Prinzip der Familie im Abstieg 
befindlich, während das Organi­
sationsprinzip der japanischen 
Unternehmen das Versuchssta­
dium durchlaufen hatte und sich 
weiter ausbreitete.

Die im-Rahmen der amerika­
nischen Besetzung erfolgten ra­
dikalen Gesetzesänderungen be­
raubten die Familie ihrer frühe­
ren gesetzesmäßigen Autorität, 
und die darauf folgende schnelle 
Urbanisierung beschleunigte 
ihren Zerfall; die japanische Fir­
ma dagegen verstärkte und ver­
feinerte ihre personalwirtschaft­
lichen Praktiken: Beschäftigung
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auf Lebenszeit, Anwerbung di­
rekt von der Schule, Aufstieg 
nach Dienstalter, firmeninterner 
Sozialplan, Firmengewerkschaft 
usw. Die Änderungen der ja­
panischen Gesellschaftsstruktur 
können so als Ergebnis zweier 
asynchron verlaufender Tenden­
zen betrachtet werden —  des 
Abstiegs der Familie und des 
Aufstiegs der Geschäftsfirma.

Widerstandsfähigkeit 
gegen die Desintegration

Im Augenblick scheint die so­
ziologische Grundstruktur der 
japanischen Gesellschaft recht 
widerstandsfähig gegen zerset­
zende Einflüsse und in diesem 
Sinne stabil —  wahrscheinlich 
stabiler als die der meisten Indu­
strieländer —  zu sein. Die Ver­
brechensquoten z. B. sind sehr 
niedrig und nahmen außerdem 
zum größten Teil —  abgesehen 
von Ladendiebstählen bei Frauen 
der Mittelschicht —  in den letzten 
zehn Jahren ab. Die Raten der 
Jugendkriminalität sind ebenfalls 
bemerkenswert niedrig. Die 
Scheidungsrate steigt zwar sehr 
langsam, ist aber noch recht 
geringfügig, so daß es in Japan 
nur sehr wenige vaterlose Fami­
lien gibt. Die Zahl der Fürsorge­
empfänger ist —  teilweise weil 
es vaterlose Familien so selten 
gibt —  extrem niedrig und fällt 
außerdem. Der Prozentsatz der 
in Wohn- oder Pflegeheimen un­
tergebrachten Alten ist im Ver­
gleich zu den bei ihren Kindern 
oder in ihren eigenen. Wohnun­
gen lebenden sehr gering. Das 
Problem der wohnungslosen Al­
ten ist daher in Japan weniger 
ernst.

Diese Tatsachen weisen auf 
ein charakteristisches Merkmal 
Japans hin: Es gibt dort keine 
Außenseiter: alle Japaner gehö­
ren zu Kollektiven der ye-Art 
wie Familie, Arbeitsplatz, Schule 
und dergleichen und werden 
hier betreut. Der westliche Be­
obachter mag im japanischen 
Charakter einen Mangel an In­
dividualismus feststellen und 
diesen häufig kritisieren. Offen­
sichtliche Tatsache bleibt aber, 
daß der Durchschnittsjapaner 
mit großer Wahrscheinlichkeit 
kein abweichendes Verhalten 
zeigen wird. Damit ist aber auch 
die Wahrscheinlichkeit groß, daß 
in der japanischen Gesellschaft 
insgesamt alles in geregelten 
Bahnen verläuft.

Stabilisierende Faktoren

Der Hauptgrund für diese Sta­
bilität ist offensichtlich. Ver­
schiedene japanische Kollektive 
der ye-Art funktionieren immer 
noch. Vor allem die Arbeits­
plätze prägen das Leben des 
Durchschnittsjapaners. Wegen 
ihrer einzigartigen personalpoli­
tischen Praktiken ähnelt die ja­
panische Firma einem Gemein­
wesen. Im Vergleich mit den 
Arbeitnehmern in den west­
lichen Ländern sind die Japaner 
ihren Arbeitsplätzen stärker ver­
haftet und fühlen sich dort auch 
wohler.

Ein anderes Beispiel ist die 
Familienbindung. Sie wird zwar 
schwächer, ist aber im Vergleich 
zu den meisten anderen entwik- 
kelten Ländern immer noch 
recht stark. Bei einer kürzlich 
erfolgten Umfrage vertraten 
mehr als 70%  der Befragten die

Ansicht, daß alte Leute bei ihren 
Söhnen oder Töchtern leben 
sollten. Ein weiteres Beispiel 
des japanischen Kollektivwe­
sens bietet die Schule. Einer 
kürzlich erschienenen verglei­
chenden Studie ist zu entneh­
men, daß die japanischen Schü­
ler ihren Schulen positiver ge­
genüberstehen als die Schüler 
anderer Länder. Ebenso wie die 
Menschen in den westlichen 
Ländern ist natürlich auch der 
durchschnittliche Japaner — so­
gar innerhalb seiner Organisa­
tionen —  psychologischen Span­
nungen und Antagonismen aus- 
gesetzt; diese Gefühle werden 
jedoch in einigen gemeinwesen­
artigen Organisationen, vor 
allem an den Arbeitsplätzen ge­
mildert, aufgefangen und ab­
sorbiert.

Ein weiterer möglicher Grund 
für die Stabilität dürfte einer 
Überprüfung wert sein: die eth­
nische und kulturelle Homogeni­
tät des japanischen Volkes. Ja­
pan ist eine geographisch iso­
lierte Inselnation und besitzt 
seit fast zweitausend Jahren 
eine ethnisch fast homogene 
Gesellschaft. Auch institutiona­
lisierte Klassenunterschiede gibt 
es im Nachkriegs-Japan nur in 
geringem Maße. Meiner Ansicht 
nach wird dieser Faktor jedoch 
häufig überschätzt. Homogenität 
—  vor allem kulturelle Homoge­
nität —  mag zwar die Wahr­
scheinlichkeit von Mißverständ­
nissen und emotionalen Friktio­
nen vermindern und so indirekt 
zur nationalen Integration bei­
tragen. In dieser Hinsicht würde 
aber z. B. religiöse Homogenität 
möglicherweise wirkungsvoller 
sein. Eine aus mehr als 100 Mill.

BIBLIOGRAPHIE DER WIRTSCHAFTSPRESSE
Herausgeber: HWWA-Institut für Wirtschaftsforschung-Hamburg
Quellennachweis mit Legende zu Aufsätzen aus in- und auslän­
dischen Fachzeitschriften (monatlich rd. 350 Titel)

Jahresbezugspreis DM 180,—

V E R L A G  W E L T A R C H I V  G M B H  - H A M B U R G

290 WIRTSCHAFTSDIENST 1976/VI



ZEITGESPRÄCH

Menschen bestehende Gesell­
schaft kann sich sicherlich nicht 
einfach auf ihre kulturelle Ho­
mogenität verlassen, sondern 
benötigt ein weitverzweigtes 
Netz von Organisationen. Sollte 
das System der japanischen Or­
ganisationen aufhören zu funk­
tionieren, so würde der Faktor 
Homogenität lediglich eine ab­
mildernde Wirkung haben.

Privatisierung 
oder Individualisierung?

Das bevorstehende soziolo­
gische Problem besteht daher 
meiner Ansicht nach darin, ob 
die einzigartigen gemeinwesen­
artigen Organisationen in Ja­
pan weiter fortbestehen werden. 
Die Meinungen hierüber sind 
selbst unter Fachleuten geteilt. 
Auf der einen Seite scheinen 
die Japaner, die in städtischen 
und zunehmend wohlhabenden 
Verhältnissen leben —  Insbeson­
dere die jüngere Generation — , 
in ihrem Verhalten Zeichen von 
Individualisierung oder Privati­
sierung zu zeigen. Die japani­
schen Jugendlichen gleichen ihr 
Verhalten Immer stärker dem 
der westlichen Jugend an. Sie 
kleiden sich wie Amerikaner 
oder Europäer. Sie bevorzugen 
die Beatles oder Bob Dylan. Es 
ist durchaus möglich, daß sich 
ihr Hauptinteresse von ihren 
Arbeitsplätzen weg auf andere 
Aspekte des Lebens verlagert. 
Sie dürften auch ihren Firmen, 
Schulen und Familien gegen­
über weniger loyal sein. Ihre 
Wertorientierung wird eher kon­
sumbezogen —  oder auf sich 
selbst bezogen und sogar hedo­
nistisch -  als der Allgemeinheit 
förderlich sein.

Auf der anderen Seite läßt 
sich immer noch darüber strei­
ten, ob sich die japanische Ju­
gend wirklich den westlichen 
Werten annähert. Der amerika­
nische Soziologe Nathan Glazer 
schrieb in einem kürzlich er­
schienenen Artikel: „Japan ver­
ändert sich, unterscheidet sich 
aber in seinen Grundwerten

weiterhin erheblich von den 
westlichen Gesellschaften.“ Es 
Ist eine vertretbare Ansicht, daß 
der Durchschnittsjapaner —  und 
dies gilt auch für die jüngeren 
—  sein äußeres Verhalten än­
dert, innerlich aber noch kollek­
tiv orientiert ist. Wenn dies der 
Fall Ist, werden die japanischen 
Organisationen wenigstens in 
einer Form —  wahrscheinlich in 
der der Firma —  als wichtiger 
Bestandteil der Gesellschaft 
überleben müssen, vorausge­
setzt, daß das organisatorische 
Know-how dem neuen Lebens­
stil in geeigneter Weise ange­
paßt wird. Die unter wirtschaft­
lichen Gesichtspunkten ent­
scheidende Frage ist, ob dieses 
überlebensfähige Kollektiv die 
japanische Firma sein wird oder 
nicht.

Ein verwandtes Problem ist 
das Problem der Arbeitsmoral 
oder der Bewertung der Lei­
stung. Es ist häufig zu beob­
achten, daß die Arbeitsmoral in 
hochentwickelten, wohlhaben­
den Gesellschaften sinkt. Auf 
der Grundlage einiger Umfrage­
ergebnisse möchte ich behaup­
ten, daß die Arbeitsmoral in Ja­
pan gut bleiben und die Lei­
stung weiter hoch bewertet wer­
den wird. In Japan scheint das 
Leistungsstreben mit dem Stre­
ben nach Zugehörigkeit zu einer 
Gruppe positiv korreliert zu 
sein, während ln den westlichen 
Gesellschaften in dieser Bezie­
hung eine negative Korrelation 
vorzuliegen scheint. Hieraus 
könnte man schließen, daß das 
Fortbestehen der Arbeitsmoral 
zu einer verstärkten Gruppen­
orientierung beitragen wird.

Gesellschaft am Scheideweg

Eine Gesamtbeurteilung ist 
schwierig. Ich neige eher zu 
einer negativen Ansicht in dem 
Sinne, daß die japanischen Ar­
beitsplätze einem allmählichen, 
aber grundlegenden Wandel un­
terworfen sein werden. Denn 
erstens sind solche spezifisch 
japanischen personalwirtschaft­

lichen Praktiken wie Beschäfti­
gung auf Lebenszeit, das Senio- 
ritätssystem usw. vom Wachs­
tum der Firma und damit vom 
Wachstum der gesamten Wirt­
schaft abhängig. Und da sich 
das Wachstum der japanischen 
Wirtschaft verlangsamt, werden 
viele Firmen Schwierigkeiten
haben, ihre zumindest auf kurze 
Sicht kostspieligen Personal­
politiken weiterzuverfolgen. 
Zweitens wird, wie Ich noch zei­
gen werde, die öffentliche Mei­
nung im städtischen Bereich der 
früheren wirtschaftsfreundlichen 
Regierungspolitik —  und damit 
der Wirtschaft selbst —  wahr­
scheinlich kritisch gegenüber­
stehen. Die Firma dürfte ihre 
Legitimität als wesentlicher Be­
standteil der japanischen Ge­
sellschaft verlieren. Der Arbeits­
platz wird nicht mehr die Ge­
meinschaft sein, zu der der 
Durchschnittsjapaner gehört, 
sondern nur noch eine von meh­
reren Gruppen, die ihn betreuen.

Die japanische Gesellschaft 
befindet sich vielleicht am 
Scheideweg zwischen dem 
schwächer werdenden Kollekti­
vismus der ye-Art und dem sich 
ausbreitenden Einfluß der Indi­
vidualisierung oder Privatisie­
rung. Keiner von beiden, weder 
der aggressive Individualismus 
noch der vergangenheitsorien­
tierte Kollektivismus, kann die 
Antwort sein. Sie liegt wohl in 
der Kombination beider Ele­
mente. Bevor diese optimale 
Kombination erreicht ist, werden 
jedoch eine Reihe gefährlicher 
Versuche und Fehlschläge ins­
gesamt eine eher desintegrie­
rende als integrierende Wirkung 
haben. Diese Wirkung wird 
allerdings erst allmählich —  von 
Generation zu Generation — 
elntreten.

Die politische Dimension

Wie ich zu zeigen versucht 
habe, werden die ökonomischen 
Probleme für sich genommen 
gelöst werden, wenn in der 
Wahl der Politiken keine schwe­
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ren Fehler gemacht werden. Die 
soziologischen Faktoren deuten 
auf lange Sicht eher auf einen 
desintegrierenden als auf einen 
integrierenden Einfluß hin; diese 
Entwicklung wird sich allerdings 
nur langsam vollziehen. Ein un­
mittelbares Versagen ist meiner 
Ansicht nach allenfalls im politi­
schen Bereich zu erwarten. Die 
Frage ist, ob das im Nachkriegs­
japan existierende politische Sy­
stem in der Lage sein wird, die 
schwieriger und größer werden­
den Aufgaben im wirtschaftli­
chen und soziologischen Be­
reich sowie im politischen Be­
reich selbst zu bewältigen.

Im Verlaufe der Nachkriegs­
periode des schnellen Wachs­
tums hat sich die konservative 
„pluralistische Hegemonie“ so 
fest etabliert, daß sie fast mono­
lithisch wirkt. Die Bezeichnung 
„Japan, Incorporated“ hat sich 
unter den Beobachtern aus dem 
Ausland eingebürgert. Hierbei 
handelt es sich allerdings um 
eine Übertreibung. Die konser­
vative Hegemonie der Nach­
kriegszeit ist, ebenso wie die 
Vorkriegsordnung, im Grunde 
pluralistisch und nicht völlig frei 
von der Gefahr der Auflösung 
oder zumindest des Stillstandes. 
Daß ein derartiges Versagen 
vermieden werden konnte, lag 
hauptsächlich an dem dauerhaf­
ten Konsens über wirtschaft­
liches Wachstum als vorrangiges 
nationales Ziel und an den 
auf diesem Gebiet erzielten Er­
folgen.

Dieses Ziel ist jedoch heute 
fast erreicht und verliert damit 
zunehmend an Bedeutung. Der 
empfindliche Mechanismus der 
pluralistischen Hegemonie dürfte 
dieses wichtige Bindeglied ver­
lieren. Außerdem verändern die 
äußerst starke Urbanisierung 
und Landflucht die Grundstruk­
turen der Wählerschaft im ge­
samten Japan. Eine Verringe­
rung der ländlichen Bevölkerung 
beinhaltet eine Erosion des 
konservativen Wählerpotentials. 
Die liberaldemokratische Partei

(LDP) wird dadurch gezwungen, 
ihre Zielrichtung von den Bau­
ern weg auf die städtischen 
„white collar workers“ zu ver­
lagern.

Mit der städtischen Mittel­
klasse als Zielgruppe muß die 
LDP das Schwergewicht eher 
auf Umweltschutz als auf Indu- 
strieförderung, eher auf Infla- 
tions- als auf Rezessionsbe­
kämpfung sowie auf wohlfahrts­
politische Maßnahmen legen. 
Diese geänderten Politiken dürf­
ten in zunehmendem Maße Frik­
tionen zwischen der LDP und 
der Wirtschaft zur Folge haben. 
Auf der anderen Seite wird die 
Bürokratie angesichts des ver­
schwommener werdenden natio­
nalen Zieles vermutlich weniger 
sicher sein, sich vorsichtiger ver­
halten und sich wohl stärker 
nach Präzedenzfällen ausrich- 
ten. Wenn die pluralistische He­
gemonie der Nachkriegszeit sich 
schon nicht auflöst, so wird sie 
doch ihre Kraft und ihren Zu­
sammenhalt verlieren.

Feuerprobe für die
parlamentarische Demokratie

In gewissem Sinne ist die He­
gemonie in den letzten zwanzig 
Jahren zu erfolgreich gewesen. 
Angesichts der überwältigenden 
konservativen Stimmenmehrheit 
waren die Oppositionsparteien 
ständig frustriert und befaßten 
sich mehr mit ideologischen 
„show-ups“ als mit systemati­
schen politischen Vorschlägen. 
Zu Auseinandersetzungen kam 
es nur über ideologische The­
men etwa aus dem Bereich der 
Außenpolitik oder der Erzie­
hung. Andere innenpolitische 
Bereiche wurden von den Büro­
kraten und den LDP-Politikern, 
bei denen es sich meist um Ex- 
Bürokraten handelt, für sich 
monopolisiert. Das Parlament 
hat somit als Organ zur Beurtei­
lung und Koordinierung sinnvol­
ler politischer Alternativen nicht 
funktioniert. Die Wählerschaft 
steht dem Parlament, dem an­
geblich höchsten Organ der

Staatsmacht, mit Apathie gegi 
über.

Das ganze politische Syst 
der Nachkriegszeit scheint 
und dies gilt für die Konserv. 
ven wie für die Opposition -  
die in der parlamentarisch 
Demokratie üblichen Praktik« 
insbesondere für Regieruni 
Wechsel, schlecht gerüstet 
sein. Ich sage nicht voraus, d 
sich die Stimmenanteile der [ 
litischen Parteien drastisch i 
dern werden, obwohl sich c 
wisse Änderungen durch < 
Korrektur unbeabsichtigter l\, 
nipulationen, die durch die / 
Wanderung in die Städte ver 
sacht wurden, ergeben dürft« 
Die LDP wird wahrscheinl 
mindestens 50%  der gesamt 
Parlamentssitze behalten, u 
auch die Oppositionspartei 
werden ihre jeweiligen Ante 
halten können. Dies bedeut 
daß sich die LDP in einig 
Fällen in der Minorität befind 
kann, und zwar aufgrund c 
Pendelwähler in den Städt< 
Das Problem liegt darin, d 
weder die LDP noch die Opp 
sitionsparteien auf einen Reg 
rungswechsel vorbereitet sii 
Dasselbe gilt für die Bürokrat

Die Gesellschaft wird si 
während des Übergangs a 
einer ökonomischen Ära in ei 
mit wirtschaftlicher Verlang: 
mung anzupassen haben. Ei 
Reihe institutioneller Ändert 
gen wird erforderlich sein.  ̂
pan wird sich allmählich aus c 
PaxAmericana lösen und in d 
ser konfliktträchtigen multipo 
ren Welt seinen eigenen auße 
politischen Kurs steuern mi 
sen. All diese Aufgaben, last 
schwer auf dem politischen £ 
stem Japans, und aus dies 
Gründen wird die japanisc 
Politik nach etwas anderem ; 
der pluralistischen Hegemor 
suchen müssen. Das bedeu 
wahrscheinlich, daß die jap 
nische parlamentarische Derr 
kratie jetzt die erste Feuerpro 
ihrer Nachkriegsgeschichte 
bestehen haben wird.
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